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Das Sterben zählt zum  
vertragsgemäßen Gebrauch
Ein Vermieter kann die Auszahlung der Miet-
kaution an Erben nicht verweigern, weil ihm 
nach dem Tod des Mieters besondere Rei-
nigungskosten entstanden seien. Denn das 
Sterben in einer Wohnung gehört zum ver-
tragsgemäßen Gebrauch des Objekts. Ein 
Mieter hatte bei Vertragsabschluss eine 

Kaution in Höhe von 2.000 Euro hinterlegt. 
Nach seinem Tod in der Wohnung wurde der 
Leichnam erst mit einigen Tagen Verspätung 
entdeckt. Die Eigentümerin behielt die Kau-
tion mit der Begründung ein, es seien er-
hebliche Reinigungskosten entstanden und 
ein Laminatboden habe neu verlegt werden 
müssen. Das Amtsgericht Tempelhof-Kreuz-
berg entschied nach eingehender Prüfung, 
dass die Kaution in diesem Falle nicht ein-
behalten werden dürfe und den Erben über-
geben werden müsse. Der Mietvertrag sehe 
zwar für einen nicht vertragsgemäßen Ge-
brauch des Objekts Ansprüche der Eigentü-
merin vor, doch das Versterben des Mieters 
in der Wohnung und die daraus resultieren-
den Folgen zählten nicht dazu.
AG Tempelhof-Kreuzberg
Urteil vom 24.11.2020
Az.: 15 C 59/20

Hinweis auf Problem  
des Wegerechts fehlte
Notar hätte auf das Problem des Wege-
rechts hinweisen müssen. 
Wird ein abzutrennendes Grundstück ohne 

eigenen Zugang zu einer öffentlichen Straße 
veräußert, so kann es zu den Pflichten des 
Notars, der den Kaufvertrag beurkundet, 
gehören, die Beteiligten über die Möglich-
keit der Vereinbarung eines Wegerechts 
und dessen Absicherung durch eine Grund-
dienstbarkeit zu belehren. 
Im vorliegenden Fall veräußerten Eltern 
ihrem Sohn eine Teilfläche ihres Grund-
stücks samt Fachwerkhaus. 

Die einzige mögliche Verbindung dieses 
Grundstücks zu einem öffentlichen Weg ging 
über das an der Straße gelegene Grund-
stück der Eltern. Als es später zu Streit in-
nerhalb der Familie kam, verboten die El-
tern dem Sohn die Nutzung des Weges zu 
seinem Haus. Dieser führte an, der Notar 
hätte es versäumt, auf die Zweckmäßigkeit 
hinzuweisen, sich ein Wegerecht im Grund-
buch zu sichern. 
Die Richter befanden in ihrem Urteil: Das 
Fehlen der dinglichen Sicherung und die da-
durch hervorgerufene Ungewissheit über 
die dauernde Gewährleistung des Wege-
rechts mindere den Wert des Grundstücks. 
Das stelle einen Schaden dar, den der No-
tar durch das Unterlassen des sich auf-
drängenden Hinweises verschuldet habe. 
Der Notar kam jedoch von der Haftung frei, 
weil im konkreten Fall auch einem anderen 
Beteiligten, nämlich einem Anwalt, eben-
falls ein Verschulden an dem Schaden vor-
zuwerfen war.
OLG Hamm
Urteil vom 11.08.2021
Az.: 11 U 114/20
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Werbungskosten bei 
Nutzungsrecht eines Dritten
Ein Eigentümer kann Aufwendungen für ein 
Grundstück, das mit einem lebenslängli-
chen Nutzungsrecht eines Dritten belas-
tet ist, nicht als vorab entstandene Wer-
bungskosten abziehen. Das gilt zumindest, 
solange ein Ende der Nutzung durch den 
Dritten nicht absehbar ist. Ein Geschwis-
terpaar hatte im Zuge der vorweggenom-
menen Erbfolge ein bebautes Grundstück 
erworben und im Gegenzug drei Personen 
(den Eltern und einer Tante) einen lebens-
länglichen Nießbrauch zugestanden. Einer 
der Erwerber machte für seinen Teil des Ob-
jekts Werbungskosten geltend. Das Finanz-
gericht wollte dies nicht anerkennen, weil 
es keine Indizien oder objektive Umstände 
feststellen konnte, die einen Abzug recht-
fertigten. Nach Einschätzung des Gerichts 
ist Voraussetzung für die Berücksichtigung 
von Werbungskosten, dass ein ausreichend 
bestimmter wirtschaftlicher Zusammenhang 
zwischen den Aufwendungen und der Ein-
kunftsart besteht, in deren Rahmen der Ab-
zug begehrt wird. Das sei hier – da ein Ende 
der Nutzung durch die Nießbraucher nicht 
absehbar war – nicht erfolgt.
Bundesfinanzhof
Urteil vom 19.02.2019
Az.: IX R 20/17

Kein Abriss trotz akuter 
Brandgefahr
In einem Hof befand sich ein kleiner, nicht 
genehmigter Anbau von rund 14 Quadrat-
metern. Unter anderem wurden dort Gegen-
stände aus einem Bistro gelagert und Rau-
cher konnten sich hier aufhalten. Die Bau-
behörde drängte wegen akuter Brandge-
fahr auf einen Abriss und ordnete sofortige 
Vollziehung an. Der Eigentümer akzeptierte 
das nicht und verwies darauf, dass er Wi-
derspruch gegen die Entscheidung eingelegt 
habe. Das Oberverwaltungsgericht stimmte 
ihm zu. Zunächst hätte man behördlicher-
seits das weniger belastende Mittel, näm-
lich die Nutzungsuntersagung, wählen müs-
sen. Erst danach wäre der sofortige Abriss 
in Frage gekommen. 
OVG Sachsen-Anhalt
Urteil vom 29.09.2021
Az.: 2 M 64/21

Rechtsfragen rund um 
Mauer, Zaun, Tür und Tor
Was im Großen die Staats- und Landesgren-
zen sind, das sind im Kleinen die Zäune und 
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Mauern um Grundstücke herum. Auch diese 
Grenzzonen liefern immer wieder Anlass 
zum Streit. Mal ist ein Sichtschutzzaun zu 
hoch, mal fühlt sich ein Nachbar regelrecht 
„eingemauert“. Damit befassen sich die fol-
genden Urteile – vom Amtsgericht bis zum 
Bundesgerichtshof.
Wenn der Bebauungsplan einer Gemeinde 
grundsätzlich Einfriedungsmauern aus-
schließt, weil ein Baugebiet seinen grü-
nen Charakter nicht verlieren soll, dann 
sind keine Ausnahmen möglich. Darun-
ter fällt auch eine Stützmauer zur Stabi-
lisierung einer Aufschüttung. Eine solche 
Aufschüttung hatte ein Grundstücksbe-
sitzer vornehmen lassen, um sein Anwe-
sen in Hanglage besser nutzen zu können. 
Das Verwaltungsgericht Mainz (Urteil vom 
20.03.2019; Az.: 3 K 615/18) verweigerte 
eine außerordentliche Genehmigung die-
ser Baumaßnahme.
Wer ein Grundstück erwirbt, der muss 
manchmal Dinge hinnehmen, die ihm nicht 
besonders gefallen. So befand sich entlang 
der Grundstücksgrenze eine 26 Meter lange 
und zwei Meter hohe Sichtschutzwand. 
Die Käufer des Nachbaranwesens forder-
ten eine Entfernung dieses Sichtschutzes, 
zumal auch keine Baugenehmigung vor-
lag. Das Problem war aber, dass die vor-
herigen Eigentümer keine Einwände gegen 
die Grenzeinrichtung gehabt hatten. Das 
Oberverwaltungsgericht Schleswig-Holstein 
(Urteil vom 25.05.2018; Az.: 1 LA 44/17) 
merkte an, der Zustand habe schon beim 
Erwerb des Grundstücks bestanden und 
mit dem Kauf hätten die Kläger in die Ver-
wirkung der Nachbarrechte eingewilligt.
Nachbarn empfanden einen bereits bau-
rechtlich genehmigten Sichtschutzzaun 
als überdimensioniert, selbst wenn ihn die 
Behörde angesichts der topographischen 
Besonderheiten in dieser Form akzeptiert 
habe. Doch das Verwaltungsgericht Bay-
reuth (Urteil vom 11.04.2019; Az.: B 2 K 
18.931) kam zu der Überzeugung, dass 
die beanstandete „erdrückende Wirkung“ 
des Zaunes nicht gegeben sei. Die Kläger 
nähmen angesichts des Niveauunterschie-
des des Geländes von ihrer Seite aus eine 
zwei Meter hohe Einfriedung wahr, was zu-
lässig sei.
Wenn jemand ein Wegerecht an einem 
Grundstück besitzt, dann kann ihn der Ei-
gentümer des Anwesens nicht dazu ver-
pflichten, die Tore dieser Einfahrt immer 
hinter sich zu schließen. Im konkreten Fall 
hatte der Bewohner des vorderen Grund-
stücks zwei schwere Tore installiert – eines 
an der Straße und eines an der Grenze zwi-
schen Vorder- und Hintergrundstück. Der In-
haber des Wegerechts hätte ständig aus- 
und einsteigen müssen, wenn er den Weg 

mit seinem Auto nutzen wollte. Der Bun-
desgerichtshof (Urteil von 16.04.2021; 
Az.: V ZR 17/20) entschied, es bestehe kein 
genereller Vorrang der Sicherheitsinteres-
sen gegen die Ausübung des Wegerechts. 
Das müsse stets abgewogen werden.
Ein Gartenzaun hatte seine beste Zeit schon 
hinter sich, als ihn ein Sturm der Wind-
stärke acht mit sich riss. Der Grundstücks-
eigentümer forderte von seiner Versiche-
rung weit über 30.000 Euro Schadenersatz 
für Abbau, Entsorgung und Neuerrichtung 
des Zaunes. Das Oberlandesgericht Zwei-
brücken (Urteil vom 24.11.2020; Az.: 1 
U 181/19) sah die Mitursächlichkeit des 
Sturmes wegen des unmittelbaren zeitli-
chen Zusammenhangs für erbracht. Aller-
dings spreche der marode Zustand des Zau-
nes dafür, dass er auch schon bei niedrige-
ren Windstärken hätte umkippen können. 
Der Grundstückseigentümer unterlag des-
wegen in dem Verfahren.
„Was du nicht willst, das man dir tut, das 
füg‘ auch keinem andern zu“, heißt es 
schon in der Bibel. Im übertragenen Sinne 
sagte genau das auch das Landgericht 
Koblenz (Urteil vom 10.07.2020; Az.: 13 
S 6/20) in einem Urteil über zwei zerstrit-
tene Nachbarn. Der eine klagte darüber, 
dass sein Nachbar einen ungewöhnlich ho-
hen Zaun errichtet habe, der nun rückge-
baut werden müsse. Das Bauwerk war gut 
zwei Meter hoch. Doch der Kläger hatte 
an anderer Stelle selbst einen Zaun von 
bis zu 1,87 Metern Höhe errichtet – und 
lag damit ebenfalls über der von ihm ge-
forderten Rückbauhöhe von 1,20 Metern. 
Ein schützenwertes Interesse des Klägers 
konnten die Richter deswegen nicht erken-
nen und verpflichtete den beklagten Nach-
barn nur zu einem Rückbau des Zauns auf 
die gleiche Höhe wie der Zaun des Klägers.
Wenn zu einer Eigentümergemeinschaft 
mehrere benachbarte, aber voneinander 
getrennte Häuser gehören, dann hat nicht 
jedes Mitglied der Gemeinschaft einen An-
spruch auf den Besitz aller Schlüssel zu den 
Hauseingängen. So entschied es das Land-
gericht Karlsruhe (Urteil vom 20.08.2021; 
Az.: 11 S 88/19) in einem konkreten Streit-
fall. Es gebe ein eingeschränktes Mit
gebrauchsrecht an den Häusern, in denen 
man selbst nicht wohne. Nur in begründe-
ten Ausnahmesituationen könne ein An-
spruch auf den Schlüssel bestehen – etwa 
für einen Zugang zu Strom- und Wasser
zählern.
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